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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser 
und zur Regelung der Krankenhauspflegesätze 
— KHG — 


1. Zu § 2 Nr. 2 Buchstabe a 

Nummer 2 Buchstabe a ist wie folgt zu fassen: 

„a) die Kosten der Errichtung (Neubau, Um- 
bau, Erweiterungsbau) von Krankenhäu- 
sern und der Anschaffung der zum Kranken- 
haus gehörenden Wirtschaftsgüter, ausge- 
nommen der zum Verbrauch bestimmten 
Güter (V erbr auchsgüter) , " 

Begründung 

Nach der bisherigen Fassung zählen auch die 
Ausgaben für die Erstanschaffung von Ver- 
brauchsgütern zu den Investitionskosten. 

Die Zuordnung der Ausgaben für Verbrauchs- 
güter zu den Investitionskosten ist nicht 
systemgerecht. Sie gehören herkömmlich zu 
den laufenden Betriebskosten und sind damit 
über die Pflegesätze abzudecken. 

überdies hätte eine derart weite Fassung des 
Investitionskostenbegriffs im Förderungsver- 
fahren einen erheblichen Verwaltungsaufwand 
zur Folge und läßt zudem für die Praxis erheb- 
liche Abgrenzungsschwierigkeiten erwarten. 


2. Zu § 2 Nr. 3 Buchstabe b 

a) In § 2 Nr. 3 ist Buchstabe b zu streichen. 

b) In Buchstabe c sind die Worte „Buchstaben 
a und b" durch die Worte „Buchstabe a" zu 
ersetzen. 

c) In Buchstabe d sind die Worte „Buchstaben 
a bis c" durch die Worte „Buchstaben a und 
c" zu ersetzen. 

Begründung 

zu a; Aus den von der öffentlichen Hand zu 
tragenden Investitionskosten sind die 
Instandhaltungs- und Instandsetzungs- 
kosten auszuscheiden, weil sie durch den 
Betrieb verursacht werden und demge- 
mäß den Benutzungskosten zuzurechnen 
sind. 

zu b und c: Folgeänderung zu a. 


3. Zu § 2 Nr. Buchstabe e (neu) und § 5 Satz 2 

a) In § 2 Nr. 3 wird folgender neuer Buch- 
stabe e eingefügt: 

„e) Kapitalkosten (Abschreibungen und 
Zinsen) für die in Nummer 2 genannten 
Wirtschaftsgüter, " . 

b) In § 5 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„Anstelle von Zuschüssen kann der Schul- 
dendienst (Verzinsung, Tilgung und Verwal- 
tungskosten) von Darlehen, die für Investi- 
tionskosten aufgenommen worden sind, oder 
ein Ausgleich für Kapitalkosten (§ 2 Nr. 3 
Buchstabe e) gewährt werden." 

Begründung zu a) und b) 

Den Ländern ist daran gelegen, daß die Kran- 
kenhausträger die Länderzuschüsse auch mit 
Eigenmitteln (Sonder vermögen, Rücklagen) vor- 
finanzieren. Ein Anreiz hierzu ist nur gegeben, 
wenn den Krankenhausträgern neben dem ein- 
gesetzten Kapital auch die entsprechenden Zin- 
sen erstattet werden. Die eingefügten Ergän- 
zungen stellen sicher, daß dieses Ergebnis ohne 
Abschluß eines Darlehensvertrages zwischen 
dem Land und dem Krankenhausträger erreicht 
werden kann. 


4. Zu § 6 Abs. 1 Satz 6 

In § 6 Abs. 1 Satz 6 (letzter Satz) werden die 
Worte „und für Instandhaltung und Instand- 
setzung" gestrichen. 

Begründung 

Folge des Antrags zu § 2 Nr. 3 Buchstabe b. 


5. Zu §6 Abs. 2 

In § 6 ist Absatz 2 wie folgt zu fassen: 

„(2) Vor der endgültigen Aufstellung der 
mehrjährigen Programme berät der Ausschuß 
für Fragen der wirtschaftlichen Sicherung der 
Krankenhäuser über die gegenseitige Abstim- 
mung der Programme auf der Grundlage der 
Krankenhausbedarfspläne mit dem Ziel, den 
in § 1 bezeichneten Zweck dieses Gesetzes zu 
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erreichen. Entsprechendes gilt für die Anpas- 
sung und Durchführung der Programme." 

Begründung 

Die gegenseitige Abstimmung der Programme 
ist zur Erreichung des Gesetzeszwecks ausrei- 
chend. Die Aufstellung eines Gesamtprogramms 
durch den Bund ist darüber hinaus nicht notwen- 
dig, da die Förderungsmaßnahmen an die Pläne 
und Programme der Länder anknüpfen. 

überdies bestehen gegen die Einräumung von 
Verwaltungszuständigkeiten an den Bund, wie 
sie in der Aufstellung eines Gesamtprogramms 
enthalten sind, verfassungsrechtliche Bedenken. 
Es handelt sich insoweit um eine durch Ar- 
tikel 104 a Abs. 4, Artikel 83 des Grundgesetzes 
nicht gedeckte Mischverwaltung. 


6. Zu § 6 Abs. 3 Satz 2 

In § 6 Abs. 3 Satz 2 sind die Worte „Die Län- 
der" zu ersetzen durch die Worte „Die Landes- 
regierungen". 

Begründung 

Die Bestimmung, wer als wesentlich Beteiligter 
im Sinne des § 6 Abs. 3 Satz 1 anzusehen ist, 
hat Rechtssatzcharakter. Deshalb sollte die Er- 
mächtigung auf die Landesregierungen umge- 
stellt werden, damit sie die fragliche Bestim- 
mung der Anhörungsbeteiligten durch Rechts- 
verordnung vornehmen können. 


7. Zu § 6 Abs. 4 

In § 6 Abs. 4 ist Satz 5 zu streichen und demge- 
mäß der letzte Satz eingangs wie folgt zu fas- 
sen: 

„Im Land Berlin sind die Sätze 1 bis 4 . . .". 
Begründung 

Satz 5 entbehrt der Klarheit. Es ist insbesondere 
nicht ersichtlich, was mit „Durchführung" ge- 
meint ist und wer für diese zuständig sein soll. 


8. Zu § 7 Abs. 1 Salz 2 

In § 7 Abs. 1 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Der Ausschuß kann die durch einzelne Bera- 
tungsgegenstände Betroffenen beteiligen." 

Begründung 

Nach der jetzigen Fassung liat der Ausschuß 
die durch die Beratungsgegenstände Betroffe- 
nen zu beteiligen. Das werden häufig die Kran- 
lienhausträger selbst sein. Ihre obligatorische 
Beteiligung ist jedoch nicht praktikabel und 
nicht geboten. Eine Kann-Bestimmung genügt. 


9. Zu § 7 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2 

a) § 7 Abs. 1 Satz 3 ist zu streichen; 

b) § 7 Abs. 3 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Der Vorsitz wechselt zwischen dem Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit und einem der Mitglieder aus den zu- 
ständigen obersten Landesbehörden." 

Begründung zu a) und b) 

Der Bedeutung des Ausschusses und der Ver- 
antwortung der Länder für ein funktionieren- 
des Krankenhaussystem entsprechend soll der 
Vorsitz zwischen dem zuständigen Bundesmini- 
ster und einem zuständigen Landesminister 
(Senator) wechseln. 

10. Zu § 7 Abs. 2 Satz 1 

In § 7 Abs. 2 Satz 1 sind die Worte „und Koor- 
dinierung" zu streichen. 

Begründung 

Der Antrag dient einer notwendigen Klarstel- 
lung. Aus dem Wort Koordinierung in Verbin- 
dung mit der vorgesehenen Abstimmung der 
Durchführung des Gesetzes in den Ländern 
(Absatz 2 Satz 2) könnte auf eine verfassungs- 
rechtlich unzulässige Regelungszuständigkeit 
des Bundes geschlossen werden. Vgl. im übrigen 
die Begründung zur Änderung des § 6 Abs. 2. 

11. Zu §10 Abs. 2 

§ 10 Abs. 2 und der hierauf entfallende Teil der 
Überschrift von § 10 sind zu streichen. 

Begründung 

Folge der Änderung zu § 2 Nr. 3 Buchstabe b. 
Entsprechend ist § 10 Abs. 4 anzupassen. 

12. Zu §10 Abs. 6 

§ 10 Abs. 6 ist wie folgt zu fassen: 

„(6) Der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit setzt in Abständen von höch- 
stens zwei Jahren die Bemessungsgrundlage 
nach Absatz 1 entsprechend der durchschnitt- 
lichen Kostenentwicklung der Investitionen nach 
Absatz 1 durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates neu fest." 

Begründung 

Folge der Änderung des § 22 *) 

Im übrigen muß sich die Bemessung der Pau- 
schalleistungen wegen des in § 4 Abs. 1 festge- 

*) Dieser Änderungsvorschlag gilt auch für den Fall, daß 
die Änderung des § 22 nicht übernommen wird, unter 
Wegfall von Satz 1 der Begründung. 
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legten Kostendeckungsprinzips an der tatsäch- 
lichen Kostenentwicklung orientieren. Die er- 
heblichen Auswirkungen von Kostensteigerun- 
gen in diesem Bereich auf die für die Kranken- 
hausfinanzierung zur Verfügung stehenden Mit- 
tel machen auch die Mitwirkung der Länder 
erforderlich. Da gesetzliche Anspruchsgrund- 
lagen geändert werden sollen, ist die Änderung 
der Bemessungsgrundlagen durch Rechtsverord- 
nung geboten. 

13. Zu § 13 Abs. 1 

In § 13 Abs. 1 Satz 1 ist nach den Worten „bei 
Beendigung der Förderung" der Halbsatz spä- 
testens mit Ablauf der Nutzungsdauer der lang- 
fristigen Anlagegüter," zu streichen. 

Begründung 

Wegen der nur begrenzt zur Verfügung stehen- 
den Fördermittel ist es nicht angebracht, den 
Krankenhäusern einen Ausgleich für einge- 
brachte Eigenmittel zu gewähren, die ihren 
Betrieb nach Ablauf der Nutzungsdauer der 
langfristigen Anlagegüter weiterführen. 

Der Träger wird durch die hundertprozentige 
Förderung eines Neubaues, der unmittelbar 
nach Ablauf der Nutzungsdauer von 60 Jahren 
oder später errichtet wird und der dann in das 
Eigentum des Trägers übergeht, entschädigt. 

14. Zu § 19 Abs. 1 

§ 23 Abs. 3 und § 32 Nr. 1 

In § 19 ist Absatz 1 durch folgende Absätze 1 
und 1 a zu ersetzen: 

„(1) Die bisher geltenden preisrechtlichen 
Vorschriften sind weiterhin anzuwenden, bis sie 
durch eine Rechtsverordnung nach § 16 außer 
Kraft gesetzt werden. 

(1 a) Bei den nach diesem Gesetz geförderten 
Krankenhäusern bleiben jedoch bei der Ermitt- 
lung der Selbstkosten die Absetzungen für Ab- 
nutzung und die Anpassungsrückstellungen un- 
berücksichtigt; bei teilweise geförderten Kran- 
kenhäusern gilt dies nur hinsichtlich des geför- 
derten Teils. Zinsen für Fremdkapital sind in 
der Höhe nickt zu berücksichtigen, als hierfür 
Fördermittel gewährt werden. Die Pflegesätze 
sind in Höhe der noch verbleibenden Selbst- 
kosten ohne Abzug der herkömmlich geleisteten 
öffentlichen Betriebszuschüsse zu genehmigen 
oder festzusetzen. Diese Vorschriften gelten ent- 
sprechend bei der Genehmigung oder Neufest- 
setzung der Pflegesätze der in § 4 Abs. 3 Nr. 1 
bezeichneten Krankenhäuser." 

Als Folge heißt es in § 32 Nr. 1 statt „§ 19 Abs. 1 
Satz 2 bis 4" jetzt: „§ 19 Abs. 1 a". 

Begründung 

An der Aufbringung der Investitionskosten 
müssen sich neben dem Bund und den Ländern 


auch die Gemeinden beteiligen, weil sonst die 
Gesamtfinanzierung des KHG nicht sicherge- 
stellt werden kann. Die Gemeinden müssen da- 
her von den bisherigen Lasten wie herkömmlich 
geleisteten Betriebskostenzuschüssen und son- 
stigen Defizitlasten befreit werden; eine Dop- 
pelbelastung insoweit wäre undurchführbar. Es 
ist andererseits sicherzustellen, daß die geför- 
derten Krankenhäuser von den Patienten und 
ihren Versicherungsgemeinschaften kostendek- 
kende Pflegesätze erheben können. Hierbei ist 
von den tatsächlich entstandenen Selbstkosten 
auszugehen. 

Ohne den letzten Satz des Absatzes 1 a wäre 
es möglich, die Pflegesätze der allgemeinen 
Krankenhäuser anzuheben, ohne daß zugleich 
die Pflegesätze der Universitätskrankenhäuser 
auf ein entsprechendes Niveau gebracht wer- 
den könnten. Dieses Ergebnis ist wenig wün- 
schenswert im Hinblick darauf, daß die Univer- 
sitätskrankenhäuser auch auf dem Gebiet der 
Krankenversorgung wichtige Aufgaben wahrzu- 
nehmen haben, zum Teil geradezu an Stelle 
kommunaler Krankenhäuser bestimmte Be- 
reiche der Krankenversorgung ausschließlich 
übernehmen. Eine Divergenz zwischen dem 
Pflegesatz von allgemeinen und Universitäts- 
krankenhäusern scheint bei dieser Situation 
nicht nur sachlich nicht gerechtfertigt, sondern 
könnte auch — vor allem in Orten, in denen so- 
wohl Universitäts- wie kommunale Kranken- 
häuser vorhanden sind — zu unerwünschten 
Leistungsverschiebungen aus Kostengründen 
führen. 

15. Zu § 19 Abs. 2 und § 23 Abs. 3 

a) § 19 Abs. 2 ist zu streichen. 

b) In § 23 Abs. 3 sind die Worte „und § 19 
Abs. 2" zu streichen. 

Begründung zua) und b) 

Die Vorschrift dient letztlich der Entlastung der 
gesetzlichen Krankenkassen. Das ist nicht Sache 
der Länder. Sollte eine teilweise Abgeltung 
des Pflegesatzes tatsächlich notwendig werden, 
so wäre dies außerhalb des Krankenhausfinan- 
zierungsgesetzes zu regeln, überdies ist es 
zweifelhaft, ob die vorgesehene Regelung auf 
Artikel 74 Nr. 19 a des Grundgesetzes gestützt 
werden kann. 

Die Streichung von § 19 Abs. 2 bedeutet, daß 
die von der Förderung ausgenommenen Kosten 
im vollen Umfang von den Krankenkassen zu 
tragen sind. Die hierdurch verursachte Mehrbe- 
lastung der Krankenkassen macht eine Erhö- 
hung der Beitragssätze um maximal 0,5 Vo er- 
forderlich. Dies entspricht durchschnittlich einer 
monatlichen Mehrbelastung der Versicherten 
lediglich um bis zu etwa 5 DM, die je zur Hälfte 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu tragen 
sind. 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/3293 


Da das Gesetz mit der vorgesehenen Regelung 
die Trennung zwischen Benutzer- und Vorhalte- 
kosten aufgibt, begegnet diese Vorschrift auch 
im Hinblick auf die nicht genau kalkulierbaren 
Belastungen der öffentlichen Hand erheblichen 
Bedenken, auch dann, wenn diese Regelung 
ausdrücklich als Übergangsregelung konzipiert 
ist. Als Folge der Streichung muß in § 23 Abs. 3 
Satz 1 der Hinweis auf § 19 Abs. 2 entfallen. 


16. Zu § 22 Abs. 1, 2 und 4, § 26 Satz 1 und § 27 
Abs. 1 

a) § 22 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Bund stellt in jedem Haushalts- 
jahr für Finanzhilfen nach § 21 ein Drittel 
des Betrages bereit, der in den Ländern nach 
diesem Gesetz aufgewendet wird." 

§ 22 Abs. 2 und 4 sind zu streichen. 

b) In § 26 Satz 1 sind die Worte „, erster Halb- 
satz" zu streichen. 

c) In § 27 Abs. 1 Nr. 3 und 4 ist die Zitierung 
„(§ 22 Abs. 2)" zu streichen. 

Begründung zu a) bis c) 

Eine echte, nicht auf einen festen jährlichen 
Finanzierungsplafond beschränkte Drittelbetei- 
ligung des Bundes ist insbesondere in Hinblick 
auf die preispolitischen Risiken sowie die re- 
gional nicht einheitlichen Bettenwerte unerläß- 
lich. Die Leistungspflicht des Bundes darf eben- 
sowenig wie die der Länder auf die sich aus dem 
Finanzplan ergebenden Beträge beschränkt blei- 
ben. Eine andere Lösung stellt keine gleich- 
mäßige Kostenverteilung dar und ergibt ins- 
besondere keine Drittelbeteiligung des Bundes. 
Die Gefahr, daß das Ausgabevolumen für den 
Bund nicht mehr vorhersehbar ist, erscheint 
nicht gegeben. Die Länder, deren Finanzstärke 
erheblich geringer als die des Bundes ist, haben 
das größte Interesse an einer sparsamen und 
sachgerechten Mittelverwendung, da sie auf 
jeden Fall mit dem doppelten Betrag, der vom 
Bund zu erbringen ist, belastet sind. Die Begren- 
zung des Ausgabevolumens folgt aus der Lei- 
stungsfähigkeit der Länder und dem Zweck des 
Gesetzes (§ 1). 

Die Streichung der Absätze 2 und 4 des § 22 
sowie die Änderung der §§ 26 und 27 sind Fol- 
gen der Neufassung des § 22 Abs. 1. Auf die als 
weitere Folge notwendige und vorgeschlagene 
Änderung des § 10 Äbs. 6 wird ferner Bezug 
genommen. 


17. Zu § 22 Abs. 3 

§ 22 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„ (3) Der Bund stellt die Finanzhilfen den Län- 
dern in Form von Investitionszuschüssen be- 
reit." 


Begründung 

Haushalts- und finanzpolitische Überlegungen 
sprechen gegen die vorgesehenen Schulden- 
dienstbeihilfen des Bundes. Wenn der Bund 
seine Finanzhilfen nicht durch Investitionszu- 
schüsse, sondern im Wege von Fremddarlehen 
erbringen will, so ist bei dem in Aussicht ge- 
nommenen Darlehensvolumen eine Störung des 
Kapitalmarktes nicht auszuschließen. 

Finanzpolitisch unannehmbar ist auch die Ab- 
sicht, die Aufnahme der Darlehen den Ländern 
oder den Krankenhausträgern zu überlassen. 
Der ohnehin begrenzte Kreditaufnahmespiel- 
raum würde einseitig zuungunsten der Länder 
und Gemeinden eingeengt. 

18. Zu § 23 Abs. 1 

In § 23 Abs. 1 ist die Zahl „85" zu ersetzen durch 
die Zahl „95". 

Begründung 

Die vorgesehene Regelung, nur 85 Vo der Bun- 
desmittel den Ländern nach ihrer Einwohner- 
zahl zuzuweisen, stellt eine sachlich nicht in 
diesem Umfang gerechtfertigte Abweichung von 
dem Prinzip der Drittelbeteiligung des Bundes 
(§ 22 Abs. 1) dar. Für die Länder entsteht da- 
durch ein zu großer Unsicherheitsfaktor bei der 
Finanzierung. Es genügt, wenn der Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit für 
die in § 23 Abs. 2 aufgeführten Zwecke 5 ®/o des 
Finanzhilfe Volumens zur Verfügung hat. 

19. Zu § 23 nach Abs. 3 

In § 23 ist folgender Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Als Leistungen der Länder und Gemein- 
den (Gemeindeverbände) im Sinne des Absat- 
zes 3 Satz 1 gelten für das Haushaltsjahr 1972 
auch die von den Ländern und Gemeinden (Ge- 
meindeverbänden) in diesem Jahr den Kranken- 
häusern gewährten Beträge." 

Begründung 

In den meisten Ländern sind noch gesetzliche 
Regelungen über die Aufbringung der Finanz- 
mittel zu treffen. Soweit die Länder ihre Ge- 
meinden (Gemeinde verbände) an der Auf- 
bringung der Finanzmittel beteiligen müssen, 
müssen auch diese Gebietskörperschaften die 
neue Rechtslage in ihren Haushaltsplänen be- 
rücksichtigen. Dies kann frühestens mit der Auf- 
stellung der Haushaltspläne für das Rechnungs- 
jahr 1973 geschehen. Deshalb ist eine Rege- 
lung notwendig, die haushaltstechnisch und 
-wirtschaftlich den Übergang zur Neuordnung 
der Krankenhausfinanzierung ermöglicht. Vor 
allem muß eine Doppelbelastung der Gemeinden 
(Gemeindeverbände) vermieden werden, die 
dadurch eintreten würde, daß sie im Jahre 1972 
neben dem bis mindestens zum 1. Oktober d. J. 
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laufenden bisherigen Zuschußbedarf für Kran- 
kenhäuser zusätzlich Fördermittel nach dem Ge- 
setz aufbringen müssen. Die übergangsweise 
Anrechnung der nach dem bisherigen Finanzie- 
rungssystem von den Ländern und den Gemein- 
den (Gemeindeverbänden) aufgebrachten Mit- 
tel vermeidet diese Doppelbelastung. 

20. Zu § 27 Abs. 1 Nr. 1 

In § 27 Abs. 1 Nr. 1 sind die Worte „und welche 
Kosten der Instandhaltung oder Instandsetzung 
zu berücksichtigen sind" zu streichen und die 
beiden ersten Satzteile durch das Wort „und" 
miteinander zu verbinden. 

Begründung 

Folge des Antrages zu § 2 Nr. 3 Buchstabe b, 

21. Zu §30 Abs. 2 

Absatz 2 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„(2) Sind in den Selbstkosten, die der Fest- 
setzung der bisherigen Pflegesätze zugrunde 
gelegt waren, tatsächlich Kosten von Ausbil- 
dungsstätten enthalten, so findet insoweit . . ." 

Begründung 

Die bisherige Fassung ist nicht praktikabel, weil 
es keine Kriterien für die Feststellung gibt, 
weiche Kosten bis zu welcher Höhe durch die 
bisherigen Pflegesätze tatsächlich abgedeckt 
waren. 

22. Zu §30 Abs. 2 

In § 30 Abs. 2 sind die Worte „31. Dezember 
1974" zu ersetzen durch die Worte „31. Dezem- 
ber 1980". 

Begründung 

Die Umstellung der Ausbildungsstätten auf an- 
dere Finanzgrundlagen wird einen Zeitraum 


von mindestens fünf Jahren in Anspruch neh- 
men. Da die Länder ihre finanziellen Verpflich- 
tungen in ihren Finanzpianungen bereits bis zum 
Jahre 1975 fest gelegt und dabei derartige 
Kosten nicht berücksichtigt haben, ist eine Ver- 
längerung der übergangsfrist bis zum 31. De- 
zember 1980 notwendig. 


23. Zu § 32 Nr. 1 

In § 32 Nr. 1 ist nach dem Zitat „§§ 12" das 
Wort „und" zu ersetzen durch die Worte 17 
Abs. 5 und § " . 

Begründung 

Die in § 17 Abs. 5 vorgesehene Regelung kann 
nicht rückwirkend in Kraft gesetzt werden, da 
eine solche Rückwirkung verfassungsrechtlich 
unzulässig ist. Sie würde zudem dazu führen, 
daß die Sozialleistungsträger und Krankenhaus- 
benutzer rückwirkend vom 1. Januar 1972 an die 
Krankenhäuser Rückzahlungsansprüche stellen 
könnten. 


24. Zu § 32 nach Nummer 1 

In § 32 ist folgende neue Nummer 1 a einzufü- 
gen: 

„1 a. §§ 16, 17 Abs. 1 bis 4, §§ 18, 19 Abs. 1, 
§§ 20, 27 bis 29 am Tage nach der Verkün- 
dung," 

Begründung 

Die in § 16 enthaltene Ermächtigung und die 
damit zusammenhängenden Vorschriften des 
§ 17 Abs. 1 bis 4 können ebenfalls nicht rück- 
wirkend in Kraft gesetzt werden. Gleiches gilt 
für die Strafvorschrift des § 29 sowie für die 
übrigen in Nummer 1 a genannten Bestimmun- 
gen. Es sollte deshalb insoweit auf den Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes abgestellt 
werden. 
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